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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr 23. 


(Nr. 8009.) Geſetz, betreffend die Bekanntmachung landesherrlicher Erlaſſe durch die Amts- 
x blätter. Vom 10. April 1872. 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen für den geſammten Umfang der Monarchie, einſchließlich des Jade⸗ 
gebietes, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, was folgt: 
. 


1 Landesherrliche Erlaſſe und die durch dieſelben beſtätigten oder genehmigten 
kunden werden fortan durch die Amtsblätter, im Jadegebiet durch das Ge⸗ 
ſehesblatt, mit rechtsverbindlicher Kraft bekannt gemacht, wenn ſie betreffen: 


1) die Verleihung des Erpropriationsrechts; 


2) die Verleihung des Rechts zur Entnahme von Chauffee- und Wegebau⸗ 
und Unterhaltungs⸗Materialien; 


3) die Verleihung des Rechts zur Erhebung von Chauffee- und Wegegeld; 


4) die Statuten der Deichverbände und der Genoſſenſchaften zu Melioratio⸗ 
nen durch Entwäſſerung und Bewäſſerung; 


5) die Ertheilung von Konzeſſionen zum Bau und Betriebe von Eiſenbahnen, 
ſowie die Statuten der Unternehmer; $ 


6) die Reglements für die öffentlichen und Privat- Feuerfozietäten; 


7) die Reglements für die landſchaftlichen Kreditvereine und ähnliche Kredit. 
inftitute; 


8) die Einrichtung des Landarmen- und Korrigendenweſens; 
9) die Privilegien zur Ausgabe von Papieren auf den Inhaber. 


Ab Auf dieſelbe Weiſe erfolgt die Bekanntmachung von e und 
di änderungen der bezeichneten Erlaſſe und Urkunden, auch wenn diefe ſelbſt durch 
e Geſetz⸗ ammlung bekannt gemacht worden ſind. 

Jahrgang 1872. (Nr. 8009.) 49 $. 2. 


Ausgegeben zu Berlin den 26. April 1872. 


Tor 


— 8 


$. 2. 

Die Bekanntmachung erfolgt durch die Blätter derjenigen Bezirke, in 
welchen in den Fällen des F. 1. Nr. 1. bis 5. das betreffende Unternehmen 
ausgeführt werden ſoll oder ausgeführt worden iſt, der Eiſenbahn-Unternehmer 
(F. I. Nr. 5.) und der Ausgeber der Papiere ($. 1. Nr. 9.) ihren Sitz oder 
Wohnſitz haben oder für welche die Feuerſozietät (§. 1. Nr. 6.), der Kreditverein 
oder das Kreditinſtitut ($. 1. Nr. 7.) beſtimmt und das Landarmen- oder Korti’ 
gendenweſen (§. 1. Nr. 8.) eingerichtet worden iſt. 


§. 3. 
Die Koſten der Bekanntmachung trägt der Unternehmer, die Sozietät, der 
Verband, das Kreditinſtitut oder der Ausgeber der Papiere. 


§. 4. 


Yt in einem in Gemäßheit dieſes Geſetzes verkündeten Erlaſſe der Beit 
punkt beſtimmt, mit welchem derſelbe in Kraft treten ſoll, ſo iſt der Anfang ſeiner 
Wirkſamkeit nach dieſer Beſtimmung zu beurtheilen; enthält aber der verkündete 
Erlaß eine ſolche Zeitbeſtimmung nicht, fo beginnt deffen Wirkſamkeit mit dem 
achten Tage nach dem Ablaufe desjenigen Tages, an welchem das betreffende 
Stück des Blattes, welches den Erlaß verkündet, ausgegeben worden iſt. 


$. 5. 


Eine Anzeige von jedem in Folge dieſes Geſetzes verkündeten Erlaſſe iſt 
in die Geſetz⸗Sammlung aufzunehmen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 10. April 1872. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Gr. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. Camphauſen. Falk. 


è 
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| (Nr. 8010.) Allerhöchſter Erlaß vom 18. März 1872., betreffend die Veränderung der Richtung 
der zu 2. des Allerhöchſten Erlaſſes vom 5. November 1866. (Geſetz⸗ 
Samml. S. 751.) bezeichneten Chauſſee von Zuckau an der Carthaus- 
Danziger Staatsſtraße bis zur Berenter Kreisgrenze bei Klobotezyn. 


Kasten Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage genehmigt habe, daß 

die zu 2. Meines Erlaſſes vom 5. November 1866. bezeichnete Chauſſee im 
Kreiſe Carthaus, Regierungsbezirk Danzig, von Zuckau, an der Carthaus⸗Danziger 
Staatsſtraße, über Bortſch und Eggershütte, ſtatt in der dort angegebenen 
Richtung über Drosdowen in größerer Nähe von Fiſchershütte und Schönberg 
über die Feldmarken dieſer Ortſchaften bis zur Klobotezyner Grenze geführt 
werde wo ſie an die genehmigte Richtungslinie ſich wieder anſchließt, beſtimme 
Ich hierdurch, daß dle durch Meinen Erlaß von demſelben Tage (Geſetz⸗Samml. 
von 1866. S. 751.) dem Kreiſe Carthaus verliehenen Rechte auch auf die Chauffee 
in der veränderten Richtung zur Anwendung kommen ſollen. 


Dieſer Mein Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen Kenntniß 
zu bringen. 


Berlin, den 18. März 1872. j 
Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplitz. Camphauſen. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
| und den Finanzminiſter. 


(Nr. 8011.) Allerhöchſter Erlaß vom 20. März 1872., betreffend die Verleihung der fista- 
liſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Chauſſee von 
Eichenbarleben über Ochtmersleben und den Bahnhof Ochtmersleben der 
Magdeburg ⸗Helmſtädter Eiſenbahn nach Groß⸗Rodensleben im Kreiſe 
Wolmirſtedt. 


Nose Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den von dem Rittergute 
l ichenbarleben, den Gemeinden Eichenbarleben, Ochtmersleben und Groß-Rodens⸗ 
pi im Kreiſe Wolmirſtedt des bee Magdeburg, ſowie der 
Cbrlin Potsdam: Magdeburger Eiſenbahngeſellſchaft beſchloſſenen Bau einer 
kchauſſee von Eichenbarleben über Ochtmersleben und den Bahnhof Ochtmers⸗ 
ben der Magdeburg⸗Helmſtädter Eiſenbahn nach Groß⸗Rodensleben genehmigt 
habe, verleihe Ich hierdurch den vorgenannten Bauunternehmern das Expro⸗ 
deiationsrecht für die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtücke, imgleichen 
De Recht zur Entnahme der Chauffeebau- und Unterhaltungs-Materialien, nach 
di aßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf 
tefe Straße. Zugleich will Ich den Bauunternehmern gegen Uebernahme der 
(Nr, 8010—8012.) 49* künf⸗ 
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künftigen chauſſeemäßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung des 
Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal 
geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtim⸗ 
mungen über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden 
zuſätzlichen Vorſchriften, wie diefe Beſtimmungen auf den Staats ⸗Chauſſeen 
von Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch follen die dem Chauſſee⸗ 
geld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der 
Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 

Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Geſetz- Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 20. März 1872. 5 
Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplitz. Camp hauſen. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


(Nr. 8012.) Nachtrag zu dem Statute des Verbandes zur Regulirung der oberen Unſtrut von 
Mühlhauſen bis Merzleben vom 10. Dezember 1860. Vom 3. April 1872. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen X 


verordnen, nach Anhörung des Verbandsvorſtandes und der betheiligten Grund” 
beſitzer, unter Aufhebung der $$. 18. und 19. des Statutes des Verbandes zur 
Regulirung der oberen Unſtrut von Mühlhauſen bis Merxleben vom 10. Dezem” 
ber 1860. (Geſetz-Samml. de 1861. S. 9.), was folgt: 


Neuer $. 18. 

Zur Wahl der vier Mitglieder des Verbandsvorſtandes — $. 17. Nr. 3. 
des Statutes vom 10. Dezember 1860. — ift das Meliorationsgebiet in vier 
Bezirke getheilt, von denen 

der erſte Bezirk 


aus den Grundbeſitzern im Betheiligungsgebiete der Gemeindebezirke 
Mühlhauſen, Höngeda, Bollſtedt und Seebach, ſowie der beiden 
Gutsbezirke Seebach, 


der zweite Bezirk 
aus den Grundbeſitzern im Betheiligungsgebiete der Gutsbezirke und des 
Gemeindebezirkes Altengottern, 
der dritte Bezirk 


aus den Grundbeſitzern im Betheiligungsgebiete der Gutsbezirke und des 
Gemeindebezirkes Großengottern, jasi 
e 


* | a 


der vierte Bezirk 
aus den Grundbeſitzern im Betheiligungsgebiete der Gemeindebezirke 
Thamsbrück, Langenſalza, Großwelsbach, Merxleben und Schönftedt, 
ſowie des Gutsbezirkes Merxleben 
gebildet wird. 
Jeder Bezirk wählt ein Mitglied und einen Stellvertreter in den Vorſtand. 


Neuer $. 19. 


Zur Wahl der vier Vorſtandsmitglieder und ihrer Stellvertreter beruft der 
Kommiſſarius in jedem Bezirke eine Verſammlung der von den betheiligten 
Grundbeſitzern der verſchiedenen Ortſchaften für die vorliegende Regulirung beſtell⸗ 
ten Deputirten und der Beſitzer der zum Verbande gehörigen unten ſpeziell auf- 
geführten Rittergüter. 


In dieſer Verſammlung haben 
im erſten Bezirke: 


der Magiſtrat zu Mühlhauſen sr mnnnseeeen. Eine Stimme, 
die Deputirten der betheiligten übrigen Grundbeſitzer des ö 
Gemeindebezirkes Mühlhauſen 8 Eine Stimme, 


die Beſitzer der beiden Rittergüter zu Seebach zuſammen Eine Stimme, 
welche alternirend zwiſchen beiden Rittergütern ge⸗ 
führt wird von einer Wahl zur andern, 
die Deputirten der betheiligten Grundbeſitzer des Gemeinde⸗ 
DARTS Seng rn nET a Cine Stimme, 
die Deputirten der betheiligten Grundbeſitzer des Gemeinde- 
Witts e 8 Eine Stimme, 
die Deputirten der betheiligten Grundbeſitzer des Gemeinde⸗ 
bezirkes DOLMADI N Ees AAIE near anne nenne zwei Stimmen; 


im zweiten Bezirke: 
die Beſitzer des erſten Rittergutes — des Neu-Marfchall- 


ſchen — zu Altengotteeoertnn zwei Stimmen, 
die Beſitzer des zweiten Rittergutes — des Alt⸗Marſchall⸗ 
ſchen erſten Antheils — zu Altengottern ........ Eine Stimme, 
die Beſitzer des dritten Rittergutes — des Alt⸗Marſchall⸗ 
} ſchen zweiten Antheild — zu Altengottern ....... Eine Stimme, 
die Deputirten der betheiligten Grundbeſitzer des Gemeinde⸗ 
bezttkes Altengotterrnrnnnn 44 drei Stimmen 


im dritten Bezirke: 
die Beſitzer des Rittergutes »der Wahlhof« zu Großen⸗ 


gottern . . , e Eine Stimme, 
die Beſitzer des Rittergutes »das Schlößchen« zu Grofen- 
CCF Eine Stimme, 
(Nr. 8012) die 
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22üõͤͤ Een. e 6 T ES Eine Stimme, 
die Beſitzer des von Hopffgartenſchen Rittergutes erſten 


Antheils zu Großengottern Eine Stimme, 
die Beſitzer des von Hopffgartenſchen Rittergutes zweiten 

Antheils zu Großengottern Eine Stimme, 
der Ortsvorſtand zu Großengottern als Vertreter der 

daſigen politiſchen Gemeinde ··f Eine Stimme, 
die Deputirten der betheiligten übrigen Grundbeſitzer des 

Gemeindebezirkes Großengottern acht Stimmen / 

im vierten Bezirke: 

die Magiſtrate zu Langenſalza und Thamsbrück je ..... Eine Stimme, 
die Deputirten der betheiligten übrigen Grundbeſitzer des 

Gemeindebezirkes Langenſalzga—wéꝓ ᷣ V mwN:e enat Eine Stimme, 
die Deputirten der betheiligten übrigen Grundbeſitzer des 

Gemeindebezirkes Thamsbrük Eine Stimme, 


die Deputirten der betheiligten Grundbeſitzer der Gemeinde- 
bezirke Großwelsbach, Merxleben und Schönſtedt, 
ſowie des Gutsbezirkes Merx leben Eine Stimme. 


Die Wahl der Vorſtandsmitglieder erfolgt auf die Dauer von ſechs Jahren, 
jedoch ſcheidet die Hälfte alle drei Jahre aus und zwar das erſte Mal nach dem 
Looſe, demnächſt nach dem Dienſtalter. 

Die Ausſcheidenden Br wieder wählbar. 

Wählbar ift jeder Verbandsgenoſſe, welcher den Vollbeſitz feiner bürger⸗ 
lichen Rechte nicht durch rechtskräftiges Erkenntniß verloren hat. 
ſund 1055 und Sohn, ſowie Brüder, dürfen nicht zugleich Mitglieder des Wor- 

andes ſein. 
i PEA dergleichen Verwandte zugleich gewählt, fo wird der Aeltere allein 
ugelaſſen. 
195 Wird in einer Ortſchaft die Neuwahl von Deputirten erforderlich, ſo 
beruft der Kommiſſarius die betheiligten Grundbeſitzer der betreffenden Ortſchaft 
zuſammen, welche die Wahl nach Stimmenmehrheit zu bewirken haben. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 3. April 1872. 


(L. S.) Wilhelm. 
| v. Selchow. Leonhardt. 


(Nr. 8013.) 
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(Nr. 8013.) Allerhöchſter Erlaß vom 6. April 1872., betreffend die Genehmigung des nach 
dem Beſchluſſe des 30. Generallandtages der Oſtpreußiſchen Landſchaft 
entworfenen Regulativs wegen Konvertirung der fünfprozentigen Pfand- 
briefe und anderweiter Ausfertigung von 43 reſp. 4- und 34 prozentigen 
Pfandbriefen der Oſtpreußiſchen Landſchaft. 


Au Ihren Bericht vom 27. März d. J. will Ich das beiliegende, nach dem 
Beſchluſſe des 30. Generallandtages der Oſtpreußiſchen Landſchaft aufgeſtellte 
Regulativ, betreffend die Konvertirung der fünfprozentigen Pfandbriefe und die 
anderweite Ausfertigung von 44- reſp. 4. und 33 prozentigen Pfandbriefen der 
Oſtpreußiſchen Landſchaft hierdurch landesherrlich beſtätigen. Dieſer Erlaß und 
das Regulativ find durch die Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen. 


Berlin, den 6. April 1872. 


Wilhelm. 
Für den Juſtizminiſter: 
Gr. zu Eulenburg. Falk. 
An die Miniſter des Innern und der Juſtiz. 
Regulativ, 


betreffend 
die Konvertirung der fünfprozentigen Pfandbriefe und die anderweite 
Ausfertigung von 44- reſp. 4- und 33 prozentigen Pfandbriefen der 
Oſtpreußiſchen Landſchaft. 


$. 1. 

Die Oſtpreußiſche Landſchaft hat die weitere Ausgabe der in Gemäßheit 
des on wi 23. Juni 1866. (Geſetz⸗Samml. ©. 343. ff.) emittirten 
fünfprozenti en Pfandbriefe eingeſtellt und will die ausgegebenen zu Gunſten 
und für Rechnung der betreffenden Pfandbriefs⸗Darlehnsſchuldner auf vor⸗ 
Geh. halbjährige Kündigung gemäß der Verordnung vom 21. Dezember 1837. 
Geſetz-Samml. S. 223.) und der $$. 17. 22. ff. a. a. O. durch Zahlung des 
brimwerths aus dem Verkehre einziehen und in 44- oder 4 prozentige Pfand» 
riefe umſchreiben. i 5 

Mit der Ausführung aller hierzu erforderlichen Operationen wird die 
Generallandſchafts⸗ Direktion beauftragt, reſp. inſoweit eine Mitwirkung der land» 
ſcalchen Darlehnskaſſe eintritt, der Verwaltungsrath derſelben. Sie ernennen 

v. 8013.) einen 
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Konvertirung 
Sprozentiger 
Pfandbriefe. 


re ae 


einen oder mehrere Kommiſſare, welche die laufenden Geſchäfte nach der ihnen 
zu ertheilenden Inſtruktion reſp. den Kollegialbeſchlüſſen zu führen haben. 

Die Generallandſchafts⸗Direktion beſtimmt, zu welcher Zeit und in welchen 
Summen die Kündigung der 5 prozentigen Pfandbriefe und demnächſt die Aus 
fertigung 43 oder 4prozentiger Pfandbriefe erfolgen foll, 


§. 3. 

Auch bleibt ihr überlaſſen, die 5prozentigen Pfandbriefe durch Ankauf 
oder — inſoweit die Inhaber derſelben dazu bereit find — durch Austauſch 
gegen die entſprechenden 44- oder 4prozentigen Pfandbriefe und erforderlichen 
Falles Zuzahlung einer Prämie zu beſchaffen. 

Statt deſſen können dabei auch die 5prozentigen Pfandbriefe durch folgen 
den darauf zu ſtempelnden Vermerk: 

„Die Zinfen dieſes Pfandbriefes find auf 44 oder 4 Prozent jährlich 
herabgeſetzt, für denſelben gelten die Vorſchriften des Regulativs vom 
I. d e (Geſetz⸗Samml. S. ...) 
Oſtpreußiſche Generallandſchafts⸗Direktion.“ 
konvertirt und ihren Inhabern zurückgegeben werden. 

Die Höhe der Prämie iſt vorher nach Lage der Geldmarktsverhältniſſe 
von dem Generallandſchafts⸗Direktionskollegium zu beſtimmen, welches allein 
und endgültig darüber zu entſcheiden hat. 


$. 4. 
Zur Durchführung des Konvertirungsgeſchäftes wird die Generalland- 
ſchafts⸗Direktion ermächtigt: 
a) die Guthaben der die Konvertirung nachſuchenden Pfandbriefs⸗Darlehns⸗ 
ſchuldner am Amortiſationsfonds — cfr. $$. 10. ff. a. a. O u 


He 
verwenden, und demgemäß bis zum Betrage dieſer Guthaben Pfandbriefe 


aus dem Amortiſationsfonds wieder in Kurs zu ſetzen und darüber zu 
verfügen; 8 

b) Vorſchüſſe aus den eigenthümlichen Fonds der Landſchaft zu entnehmen, 
namentlich auch aus dem fog. alten, auf Grund der Verordnungen 
vom 21. Dezember 1837. Nr. 6. (Geſetz Samml. S. 224.), 15. De 
zember 1843. (Geſetz⸗Samml. 1844. S. 49.), 28. Februar 1859. (Geſetz⸗ 
Samml. S. 90. ff.) und 20. Mai 1869. (Geſetz⸗Samml. S. 743.) 
bis zu 800,000 Rthlr. reſp. 850,000 Rthlr. Pfandbriefen angeſammelten 
Fonds, aus letzterem jedoch nur inſoweit, daß er mindeftens in 
Höhe von 400,000 Rthlr. Pfandbriefen von ſolcher Verwendung für 
die Konvertirung ausgeſchloſſen und für ſeine übrigen Zwecke unverkürzt 
bereit erhalten bleiben muß; 

e) ferner die — an Stelle der gekündigten, nicht konvertirten und daher 
baar einzulöſenden 5 prozentigen Pfandbriefe — ausgefertigten 4. oder 
44 prozentigen Pfandbriefe zur Beſchaffung der Einlöſungsvaluta zu 
veräußern; 

d) auch 


j 


Te 
- 
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ch auch Darlehne für die Landſchaft gegen Ueberweiſung oder Verpfändung 
der nach $. 6. von den Beſitzern zu leiſtenden Beiträge, der sub c. ges 
dachten Pfandbriefe ꝛc. aufzunehmen; 

e) ſowie endlich innerhalb der gedachten Einſchränkungen zur Ausführung 
des Konvertirungsgeſchäfts geeignete Verträge jeder Art für die Land⸗ 
ſchaft abzuſchließen. 

„Die Oſtpreußiſche landſchaftliche Darlehnskaſſe wird zu demſelben Zwecke 
ermächtigt: 
1) Vorſchüſſe, ſowohl gegen Verpfändung von Pfandbriefen als insbeſondere 
auch gegen Ueberweiſung der $. 6. gedachten, von den Beſitzern zu leiſten⸗ 
den Beiträge für letztere der Landſchaft zur Dispoſition zu ſtellen. 


6. 5. 


Sämmtliche durch das Konvertirungsgeſchäft entſtandenen Koſten reſp. die 
von der Generallandſchafts-Direktion zur Deckung derſelben aus den landſchaft⸗ 
lichen Fonds oder von der Darlehnskaſſe geleifteten oder ſonſt beſchafften Vor⸗ 
ſchüſſe find von den dabei jedesmal betheiligten Beſitzern nebſt Zinfen zu erſtatten. 
Die Geſammtſumme derſelben wird, nach Verhältniß der einzelnen konvertirten 
reſp. umgeſchriebenen 5 prozentigen Pfandbriefsanleihen, auf die betreffenden 

üter vertheilt und denſelben auf anzulegenden Kontos ins Debet geſchrieben, 
em das bei der Konvertirung mitverwendete Guthaben jedes Gutes am Amorti- 
ſationsfonds als ſolches gegenüber zu ſtellen iſt. 


$. 6. 


Í Zur Erſtattung der hiernach auf das einzelne Gut treffenden Vorſchüſſe 
iſt von jedem der betheiligten Güter das durch die Konvertirung gewonnene 
J reſp. 1 Prozent Zinſen, ſowie der Amortiſationsbeitrag von 1 Prozent von 
der ganzen Anleihe bis zu vollſtändiger Ausgleichung feines Kontos zu erheben. 
Bei Beleihungen unter F des Tag- oder / des Erwerbewerthes bleibt 
es, wenn die Konvertirung in 43 prozentige Pfandbriefe erfolgen foll, der General. 
landfchafts. Direktion überlaſſen zu beftimmen, ob und welcher Beitrag dazu außer 
dem erſparten 4 Prozent Zinſen von den Beſißern halbjährlich zugleich mit den 
Pfandbriefszinſen zu zahlen iſt. Dieſer Beitrag darf jedoch 1 Prozent des 
arlehns nicht überſteigen. i i 
Beſitzer, welche die Konvertirung in Aprozentige Pfandbriefe nachfuchen, 
dagegen müſſen bei dem Antrage darauf, außerdem den zur Deckung der höheren 
ursdifferenz nöthigen Zuſchuß, deffen Betrag das Generallandſchafts⸗Direktions⸗ 
ollegium feſtſetzt, ſelbſt einzahlen, inſoweit er durch ihr Guthaben am Amor⸗ 
tiſationsfonds nicht gedeckt ift. 
55 


Erſt nach Erſtattung der auf ſein Gut repartirten Vorſchüſſe nebſt Zinſen 
durch dieſe Beiträge oder ihm jederzeit freiſtehende größere Abſchlagszahlungen 
iſt der einzelne Beſitzer berechtigt, Ermäßigung der Zinſen ſeiner Pfandbriefsſchuld 

Jahrgang 1872. (Nr. 8013.) 50 auf 


ee 


auf 43 refp. 4 Prozent und die Löſchung von 3 reſp. 1 Prozent Zinſen im HY 
pothekenbuche zu fordern. Der Amortiſationsbeitrag iſt alsdann nach Maßg ee 
der Vorſchriften der $$. 4. 5. und 10. ff. des Regulativs vom 23. Juni 1866. 
zu Tilgung der 43 reſp. 4prozentigen Pfandbriefsſchuld fo weiter zu 
entrichten, wie wenn dieſe als neues Darlehn bewilligt wäre. 


§. 8. 


Ueber alle diefe Verbindlichkeiten $$. 5. bis 7. ift von den Befigern ge 
richtlich, notariell oder vor einem Syndikus der Oſtpreußiſchen Landſchaft eine 
Schuldurkunde zu verlautbaren, in der ſie ſich auch ſonſt den Beſtimmungen 
dieſes Regulativs zu unterwerfen und ihr Gut dafür zu verpfänden haben. O 
die hypothekariſche Eintragung dieſer Verpfändung zu bewirken iſt, bleibt in 
jedem einzelnen Falle dem Ermeſſen der Generallandſchafts⸗Direktion überlaſſen. 


§. 9. 


Inſoweit außer den erſparten Pfandbriefszinſen zur Erſtattung der Koſten 
für Einlöſung, reſp. Konvertirung der 5prozentigen Pfandbriefe weder aus dem 
Amortiſationsfonds, noch von den Beſitzern ein weiterer Beitrag beanſprucht 
wird, kann auch die Ausſtellung der §. 8. gedachten Schuldurkunde unterbleiben 
und die Konvertirung vorläufig für Rechnung der Landſchaft ausgeführt 
werden. Letzterer iſt es dann überlaſſen, zu beſtimmen, wann die Ermäßigun 
der Zinſen für die betreffenden Beſitzer und die Regulirung der Hypoth 
erfolgen ſoll. s 

. 10. 


Nach Kündigung 5prozentiger Pfandbriefe in Gemäßheit der vorſtehenden 
Beſtimmungen ift die Generallandſchafts⸗Direktion berechtigt, für die dabei be 
theiligten Güter — ſoweit dies nach Verhältniß der gekuͤndigten Summe zu 
den, zur Konvertirung von den Pfandbriefs- Inhabern eingehenden Beträgen 
5prozentiger Pfandbriefe ihr EP erſcheint — 44- oder Aprozentige 
Pfandbriefe auszufertigen. Dieſelben ſind von den zuſtändigen Kreisgerichten — 
A 9 des Kündigungsaufrufes, eines Atteſtes der Generallandſchafts⸗ 

irektion, 
daß dieſe Pfandbriefe nur in Gemäßheit dieſes Regulativs verwendet 
und daher nur zur Einlöſung der gekündigten 5prozentigen Pfandbriefe 
herausgegeben werden ſollen, 


des Hypothekendokuments über die 5prozentige Anleihe und, wenn nicht der 
Fall des Y. 9. vorliegt, dann auch nach der von dem Beſitzer nach F. 8. ver 
lautbarten Urkunde — zu beglaubigen. 

Auf dem Hypothekendokumente iſt dies dabei zu vermerken. 

Nach Einlöſung der 5prozentigen Pfandbriefe ſind dieſe ſodann mit dem 
Dokumente dem betreffenden Kreisgerichte zuzuſtellen, welches ſie kaſſirt und dies 
auf dem Dokumente vermerkt. 

Die kaſſirten Pfandbriefe find demnächſt von der Generallandſchafts⸗ 
Direktion — nach Löſchung derſelben in ihren Regiſtern — zu e i 


/ 
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31; 


Die Beglaubigung der 44- oder 4prozentigen Pfandbriefe — und in Beglaubigung 
dieſem Falle chenſo die Haſſation der 17 Dh, Pfandbriefe — kann auch und Kaſſatton 
durch die von dem Königlichen Kreisgerichte zu Königsberg nach der Verord- pfandbriefen. 
nung vom 13. Juli 1868. (Geſetz-Samml. S. 762.) dazu deputirte Kommiſſion 
in der vorſtehend angeordneten Art erfolgen. À i ; 
Dieſe Kommiſſion kann auch ſonſt in allen anderen Fällen, für welche in 
den für die Oſtpreußiſche Landſchaft geltenden Vorſchriften die Beglaubigung oder 
die Kaſſation von Pfandbriefen angeordnet ift, diefe ſtatt des zuſtändigen Kreis⸗ 
gerichts, unter Beobachtung der dafür maßgebenden Beſtimmungen vollziehen. 
Fruür den Fall, daß bei der Ausfertigung der 43⸗ oder Aprozentigen Pfand- 
briefe die 5 prozentigen von den betreffenden Beſitzern eingeliefert oder ſonſt bereits 
beſchafft find, bedarf es des $. 10. gedachten Atteſtes nicht. Die 43 oder Apro⸗ 
zentigen Pfandbriefe ſind dann auf Vorlegung des Hypothekendokuments, event. 
auch der nach $. 8. verlautbarten Urkunde zu beglaubigen und die 5 prozentigen 
fandbriefe zugleich zu kaſſtren. Auf dem Dokumente ift dies zu vermerken und 
daſſelbe mit den Pfandbriefen der Generallandſchafts⸗Direktion wieder zuzuſtellen. 
In derſelben Art iſt zu verfahren, wenn Beſitzer ihre 43 oder 4prozentige 
Pfandbriefsſchuld durch Einlieferung von 43, reſp. 4prozentigen Pfandbriefen 
zurückzahlen und ſtatt deffen 4- reſp. 33 prozentige Pfandbriefe bewilligt erhalten. 


. 12. 


Die 44: und Aprozentigen Pfandbriefe find in Zukunft nach anliegendem Konſolidation 
Formular, mit Zinskupons 5 dem gleichfalls beigefügten Schema, nebſt Talon dee 
auszufertigen und können ſowohl in der bisherigen Preußiſchen als auch in der unteisen reſp. 
neuen Deutſchen Reichswährung ausgeſtellt werden. a Sinführung 
Sie find — nach vorſchriftsmäßiger gerichtlicher Beglaubigung — noch spranböriefs- 
in Regiſter, die von dazu beſonders verpflichteten Kontrolbeamten ſowohl für „ 
die Pfandbriefe als auch für die Kupons nebſt Talons foliirt und nach den beigeben 

ittern und Nummern der Pfandbriefe geordnet zu führen ſind einzutragen und f Kategorien. 
erſt nach Ausfüllung und niy e der betreffenden, in den Formularen anton 
angegebenen Vermerke darüber auszugeben. durch Ankauf 

geg Des F. 6. III. der Verordunz vom 28. Februar 1859. (Geſetz⸗Samml. an 
S. 93.) vorgeſchriebenen Vermerks auf der Rückſeite der Pfandbriefe über die erleichterter 


Eintragung in das Landſchaftsregiſter bedarf es dagegen nicht. 1 


F. 18, 


ür dieſe Pfandbriefe gelten in allen Beziehungen die Vorſchriften des 
Shprs ichen E A atele vom 24. Dezember 1808. und der geſetz⸗ 
lichen Ergänzungen deſſelben, insbeſondere der Verordnung vom 28. Februar 
1859, (Geſetz⸗Samml. S. 90. ff.) und des Regulativ vom 23. Juni 1866. 


(Geſetz-Samml. S. 343.), inſoweit nicht hier Abweichendes beſtimmt ift. 
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K. 14. 


Die nach F. 11. des Regulativs vom 23. Juni 1866. zur Belegung der 
Amortiſationsbeſtände erforderlichen Pfandbriefe ſind in Zukunft nicht 
„nach Ermeſſen des Generallandſchafts⸗Kollegiums durch Kündigung und 
Baareinlöſung nach dem Nennwerthe oder Ankauf zu beſchaffen “, 
ſondern nach dem Tageskurſe anzukaufen. 

Der Landſchaft wird zwar das Recht vorbehalten, Pfandbriefe auch den 
Vorſchriften der Verordnung vom 21. Dezember 1837. (Geſetz-Samml. S. 223.) 
und der $$. 22. ff. a. a. O. gemäß mit ſechsmonatlicher Friſt den Inhabern zu 
kündigen und durch Zahlung des Nennwerthes einzulöſen. 

Für den Amortiſationsfonds aber ſoll von dieſem Rechte nur Gebrauch 
gemacht werden dürfen, wenn der Kurs der Pfandbriefe ſich über 102 Prozent 
hält, und ſollen in dieſem Falle die für den Amortiſationsfonds ausgelooſten 
Pfandbriefe zur Vergütung etwaigen Zinſenverluſtes wegen verſpäteter Einlieferung 
der Pfandbriefe ꝛc. mit zwei Prozent Amortiſationsentſchädigung, alſo mit 
102 Prozent eingelöſt werden. 

$. 15. 


Die Kupons werden für 10 Jahre ausgegeben und halbjährlich vom 
2. Januar und 1. Juli ab an den darauf bezeichneten oder öffentlich bekannt 
gemachten Zahlſtellen bis zum Ablauf der Verjährung jeder Zeit eingelöſt. 

Die darin verſchriebenen Zinſen verjähren zu Gunſten des Inſtituts in 
4 Jahren vom 31. Dezember des Jahres an gerechnet, in welchem ſie fällig 
geworden ſind. 

Eine Amortiſation oder Mortifikation von Kupons und Talons findet 
nicht ſtatt. Dagegen ſoll demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor 
Ablauf der vierjährigen Friſt anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz durch Bor- 
zeigung des Pfandbriefes oder ſonſt glaubhaft nachweiſt, nach Ablauf der Ver⸗ 
jährungsfriſt der Betrag der als verloren oder vernichtet angemeldeten und 
bis dahin nicht präſentirten Kupons ausgezahlt werden. 

Für den Fall des Verluſtes von Talons ſind die bezüglich der früheren 
Stichkupons in der Verordnung vom 18. Oktober 1837. (Geſetz-Samml. 
S. 155.) angeordneten Vorſchriften maßgebend. 


$. 16. 


Die nach §. 3. durch Abſtempelung konvertirten 5prozentigen 
Pfandbriefe unterliegen in allen Beziehungen den vorſtehenden Vorſchriften. 
Denſelben ſind daher bei der Konvertirung oder baldmöglichſt darauf, nach Rück; 
gabe der noch nicht fälligen 5prozentigen Zinskupons, nebſt Talons, 44s oder 
PO ch Kupons und Talons nach dem $$. 12. ff. vorgeſchriebenen Schema 

eizufügen. ; 

Dieſe Kupons find zum Unterſchiede gegen die Kupons der zur Zeit im 
Verkehr befindlichen 43 oder 4prozentigen Pfandbriefe beſonders kenntlich zu 
machen. 

$. 17. 
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8. 17. 
an andbriefe zu 33 Prozent find von der Beſtätigung dieſes Regu- 
lativs 1 Maßgabe 825 Beſtimmungen deſſelben, in den $. 12. für die 
Pfandbriefe, Kupons und Talons vorgeſchriebenen Formularen auszugeben. 
Der Generallandſchafts-Direktion bleibt es überlaſſen, dies auch durch fol- 
genden, auf die — in den bisher geltenden Formularen ausgefertigten — Pfand» 
briefe zu ſtempelnden Vermerk: 
„Für dieſen Pfandbrief gelten die Vorſchriften des Regulativs vom 
PR 07 R (Geſetz-Samml. S......) 
Oſtpreußiſche Generallandſchafts-Direktion.“ 
unter Beifügung von Zinskupons und Talons nach dem neuen $. 12. vorge⸗ 
chriebenen Schema auszuführen. 
In den Kupons der auf Grund der Vorſchriften des Reglements vom 
24. December 1808. emittirten alten Spezialpfandbriefe find bei Ausgabe neuer 
upons⸗Serien die Zahlungszeit und die Zahlſtellen fo, wie in dem neuen Schema 
12.), zu bezeichnen. 
$. 18. 


Der Generallandſchafts⸗Direktion bleibt es überlaſſen, für die Darlehns⸗  Bertauf 
nehmer den Verkauf auch der nach dieſem Regulative ausgefertigten oder Pfandbriefen 
emſelben unterworfenen Pfandbriefe der Verordnung vom 23. Mai 1870. 
Geſetz⸗Samml. ©. 376.) gemäß zu übernehmen, auch dieſelben, in größeren 

eſammtſummen, im Voraus auf Lieferung zu begeben und darüber Interims⸗ 
e A 3 Inhaber auszugeben, die demnächſt gegen Pfandbriefe einzu⸗ 

en ſind. 

Die Beſitzer, auf deren Antrag die Ausfertigung der Pfandbriefe dann 
erfolgt, haben in dieſem Falle die Verzinſung derfelben vom Tage der Ausgabe 
er Interimsſcheine zu übernehmen. 

$. 19. 
bi Den Darlehnsnehmern kann auf ihren Antrag — auch bei Darlehnen Rursvifereny 
is zu 3 des Tax⸗ oder 3 des Erwerbewerthes des zu beleihenden Gutes — Zuſchüſſe. 
wenn der Kurs der für ſie ausgefertigten Pfandbriefe unter pari ſteht, zur 
völligen oder theilweiſen Ausgleichung der Differenz zwiſchen dem Kurs- und 
ennwerthe derſelben, ein baarer Zuſchuß, der nach $$.20. bis 24. zu verzinſen 
und zu erſtatten ift, gewährt werden. 


$. 20. 


Dem Generallandſchafts-Direktionskollegium bleibt es überlaſſen, nach 
Maßgabe der vorhandenen und nach der Verordnung vom 20. Mai 1869. 
(GeſetzSamml. S. 743.) anzuſammelnden landſchaftlichen Fonds zu beſtimmen, 
p welcher Höhe reſp. bis zu welchem Prozentſatze diefe Zuſchüſſe bewilligt werden 
onnen und zugleich den Betrag der Jahreszahlungen feſtzuſetzen, um welche 
a die nach dem Regulative vom 23. Juni 1866. $$. 4. und 5. bereits zu 
eiſtenden Amortiſationsbeiträge zu erhöhen find. 

Gr. 8013.) $. 21. 
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$. 21. 

Die Darlehnsnehmer haben, wenn ihnen ein ſolcher Zuſchuß bewilligt iſt, 
in der über das Darlehn gemäß $$. 3. bis 5. des Regulativs vom 23. Juni 
1866. zu verlautbarenden Urkunde, außer den dort bezeichneten Verbindlichkeiten / 
auch die Verpflichtung zur Berichtigung dieſer Jahreszahlungen zu übernehmen, 
fih. den Beſtimmungen dieſes Regulativs, insbeſondere der $$. 22. und 23. zu 
unterwerfen und hierfür mit dem zu beleihenden Gute Hypothek zu beſtellen. 


$. 22. 


Die gemäß F. 20. erhöhten Amortiſationsbeiträge find fo lange zu einem 
beſonderen Kursausgleichungskonto in ihrem vollen Betrage zu vereinnahmen, 
bis der gewährte baare Zuſchuß nebſt 5 Prozent Zinſen vollſtändig getilgt iſt. 
Sobald dies erreicht iſt, iſt dieſes Konto zu ſchließen. 

Die Amortiſationsbeiträge ſind dann auf die in dem Regulative vom 
23. Juni 1866. $$. 4. und 5. beſtimmten Prozentſätze zu ermäßigen und au 
den $$. 10. ff. daſelbſt vorgeſchriebenen Kontos gutzuſchreiben. 

$. 23. 

Jedem Beſitzer ſteht es zwar frei, durch Einlieferung von — zum Nenn 
werthe anzurechnenden — Pfandbriefen nebſt den noch nicht fälligen Zinskupons 
und Talons, oder durch Baarzahlung dieſes Guthaben zu erhöhen, auch das 
Pfandbriefsdarlehn bis zu dem löſchungsfähigen Betrage deſſelben — F. 13. 
a. a. O. — oder ganz abzuzahlen. Die Rückzahlung iſt aber für den Fall / 
daß ein nach §F. 19. f. gewährter Zuſchuß noch nicht getilgt iſt, nur unter der 
Bedingung zuläffig, daß neben dem abzuzahlenden Pfandbriefs⸗Darlehns betrage 
auch dieſer Zuſchuß nebſt Zinſen bis zum Zahlungstage erſtattet wird. 


$. 24. 


Auch von der Oſtpreußiſchen landſchaftlichen Darlehnskaſſe können ſolche 
Kursdifferenz⸗Zuſchüſſe an Stelle der $. 7. des Statutes derſelben vom 20. Mai 
1869. (Geſetz⸗Samml. S. 737. ff.) gedachten Zuſchußdarlehne, nach Maf” 
gabe der vorſtehenden Beſtimmungen, gewährt werden. Sie ſind dann — na 
Sicherſtellung derſelben für die Landſchaft in der GE. 19. bis 23. angeordneten 
Art — von der Darlehnskaſſe für Rechnung der Landſchaft an den betreffen⸗ 
den Beſitzer zu zahlen. 

ie von letzteren zur Erſtattung der Vorſchüſſe nebſt Zinſen zu ent 
richtenden Amortiſationsbeiträge find von der Landſchaft zu erheben, event. na 
§§. 6. ff. des Regulativs vom 23. Juni 1866. beizutreiben und an die land⸗ 
ſchaftliche Darlehnskaſſe abzuführen. Auch ſind derſelben hierüber, gleich nach 
Zahlung des Zuſchuſſes an die Pfandbriefs⸗Darlehnsnehmer, von der Landſchaft 
Reverſe zu ertheilen. 


Pri- 


1000 i 1000 
oA Privilegirter 


Pfandbrief der Ostpreussischen Landschaft, 


| Littr. A. | (Adler) | MM... 


über 


Eintausend Thaler Kurant, 


à 30 Thaler per Pfund feinen Silbers gerechnet und in 
Gemässheit der Regulative vom 23. Juni 1866. und 
1872. 


„„ 800 00600 aojo 


auf eine gleichnamige Hypothekenforderung, sowie auf 
die Sicherheitsfonds der Landschaft und die Garantie 
der Ostpreussischen Landschaft fundirt, trägt ..... Pro- 
zent jährliche Zinsen und darf vom Inhaber nicht ge- 


kündigt werden. 
Königsberg, den . ten 18: 


Ostpreussische Generallandschafts-Direktion. 
(Unterschriften.) 
(L. S.) 
(Pfandbriefsstempel.) 


Nach Einsicht der betreffenden Hypothekeninstru- 
mente beglaubigt vom Königlichen Kreisgerichte 


. 
(L. S.) (Unterschriften.) 
Eingetragen im Pfandbriefs - Register 
OI RM... 
Der Kontrolbeamte. 
(Unterschrift.) 
c ett un 2 a ee 
1000 Ostpreussischer Pfandbrief. | 1000 
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4332222466 Thaler. Me 
Gegen Einlieferung dieses Kupons von dem Ostpreussischen 
Pfandbrief 
Litir. ..... . Aber 0 Thaler 
werden die halbjährigen Zinsen für den Termin 18. 
DU re Prozent mit % (buchstäblich) Thalern 


Dieser Kupon ist nach dem 31. Dezember 18. 


bei der Generallandschafts-Kasse zu Königsberg und an den um- 
seitig bezeichneten oder öffentlich bekannt gemachten Orten vom 
ge nl 18.. ab gezahlt. 
Ostpreussische Generallandschafts - Direktion. 
(L. S.) 
(Kuponstempel.) 
Eingetragen im Kupon-Register- 
Der Kontrolbeamte. 
N.N. 
Talon 
zum 
Östpreussischen ..... prozentigen Pfandbrief 
AR... Weender voisine a Thaler. 


Der Präsentant dieses Talons erhält bei der Ostpreussischen General- 
landschafts-Kasse zu Königsberg oder bei dem Generallandschafts-Agenten 
in Berlin zu dem genannten Pfandbrief die neue Serie Kupons pro.. .. 
er w., wenn nicht der Inhaber des Pfandbriefs dagegen Einspruch 
erhebt. 

Wird dieser Talon bis zum .......... nicht präsentirt, so kann 
der Pfandbriefs-Inhaber ohne Weiteres die neuen Kupons erhalten. 


Ostpreussische Generallandschafts- Direktion. 
(L. S.) 


(Kuponstempel.) 
Eingetragen im Kupon-Register 
M 


Der Kontrolbeamte. 
(Unterschrift.) 


m — — — 
Redigirt im Büreau des Staats-Minifteriums, 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


